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anzeige

läng d achs und gib im

HEINER OBERER

Doo seckle d Lüt an Roose-, Rhododend-
ron-, Dulpen- und Daalienuustellige nöi-
me z Dütschland oder z Holand, und bii 
öis dehäi wachsd der Läiterlichlee uf der 
Matte. Und daas chruusdick. Aber mäi-
ned diir, daas nimmt öbber wunder?
Der Läiterlichlee isch früener e wichtigi 
Fuetterpflanze gsii. Zue säälbere Zytt 
hed me die Pflanze bsunders de Ross 
verfuered. Hüt spanne d Buure numme 
no sälte Rösser yy. Hüt wird der Chue-
mischt mit em Draktoor underegfaare. 
Fertig grösseled.
Aber halt. Äis Ross, in öisem Fall e Choo-
li, gits no. Oder besser gsäit, wo sich uuf-
füert wie äin. Öise Noochber. Denn 
nämmlig, wenn er darf öisi Matte mäie. 
Mit äim chlyynen Underschiid zum 
Ross. Der Noochber isst käi Läterlichlee. 

Läiterlichlee = Esparsette
chruusdick = üppig

läiterlichlee

Das Joch des Referendums
Reinacher Gespräche über Grossprojekte und Basisdemokratie

Samuel Mattli

Müssen Behörden strittige 
Vorlagen durch eine Abstim­
mung bringen, scheitern sie 
oft. Experten zeigten an den 
Reinacher Gesprächen Wege 
aus der Referendumsfalle.

Das Volksrecht des Referen-
dums ist zweifelsohne eine wich-
tige demokratische Errungen-
schaft – und doch graut jedem 
Planer, jedem Sachpolitiker da-
vor. Ist ein Projekt nach jahre
langen Vorbereitungsarbeiten 
und grossen finanziellen Auf-
wendungen endlich beschluss-
reif, kann es in einer einzigen 
Volksabstimmung von der politi-
schen Agenda gefegt werden – 
ausser Spesen nix gewesen.

Eine ganze Reihe von Gross-
projekten in der Region Basel, die 
dieses Schicksal ereilen könnte, 
stellte der Basler Baudirektor 
Hans-Peter Wessels gestern Frei-
tag an den Reinacher Gesprächen 
vor, die sich dem Thema «Stadt-
entwicklung: Visionen und Illusi-
onen» widmeten. Zum Beispiel 
das Herzstück der Regio-S-Bahn: 
Seit zehn Jahren wird über der 
neuen Verbindung vom Bahnhof 
SBB zum Badischen Bahnhof ge-
brütet, bis zur Volksabstimmung 

dürften noch einmal zehn Jahre 
vergehen. 20 Jahre Arbeit wären 
dahin, sollte das Volk 2020 Nein 
sagen. Und dies, obwohl der 
Handlungsbedarf schon jetzt 
dringend ist. «Die Regio-S-Bahn 
ist heute ein Gebastel, das mit ei-
ner richtigen S-Bahn nichts zu 
tun hat», so Wessels vor den rund 
hundert Vertreten aus Politik und 
Fachkreisen.

Kommunikation. Einen der 
Hauptgründe, weshalb ambitio-
nierte Projekte am Volkswillen 
scheitern, ortete der ehemalige 
TV-Moderator und Kommunika-
tionsberater Patrick Rohr am 
mangelhaften Mitteilungs
gebaren der Politik. Während die 
Behördenkommunikation stets 
rational, verklausuliert und für 
den Normalbürger unverständ-
lich sei, setzten Referendums
komitees auf emotionale, einfa-
che Aussagen.

Die Behörden müssen offen-
siver und verständlicher infor-
mieren – und die möglichen Ar-
gumente der Gegner vorweg-
nehmen, fand Rohr. Für Politolo-
gen Claude Longchamp liegt das 
Problem tiefer: «Das Referen-

dum kann für die politische Pla-
nung ein Vorteil sein, da es die 
Behörden zwingt, den Volkswil-
len zu antizipieren.» Trotzdem 
sei das Instrument im heutigen 
Kontext nicht mehr adäquat: Wie 
ein Damoklesschwert hänge es 
über allen Planungen.

Partizipation. Statt eines «dest-
ruktiven» plädierte er für ein 
«konstruktives Referendum»: 
«Ein Nein an der Urne ist selten 
ein kategorisches Nein.» Oft sei-
en es vielmehr Teilaspekte eines 
Projekts, die durchfallen, und 
nicht ein komplettes Projekt – 
trotzdem bedeutet ein Nein meist 
das Ende sämtlicher Planungen.

Nach Longchamps Vorstel-
lung soll die Bevölkerung bei 
Grossprojekten von Anfang an 
miteinbezogen werden und nicht 
erst am Schluss die Daumen 
hoch- oder runterhalten. Eine 
breitere Partizipation führe zwar 
zu verlängerten Prozessen und 
veränderten Projekten, doch die 
Erfolgschancen seien sehr viel 
besser: Ein spontanes «Dampf-
ablassen» aus allgemeiner Unzu-
friedenheit mit den Behörden 
könne so verhindert werden.

Hess soll höchster Baselbieter werden
Die SVP-Fraktion kann 2011 bereits wieder die Landratsspitze besetzen

Stefan Gyr

Die SVP schlägt den Prattler Landrat Urs 
Hess (55) für das Vizepräsidium des Kantons­
parlaments vor. Sie kann zum zweiten Mal 
innert drei Jahren den Landratspräsidenten 
stellen.

«Zuerst muss ich gewählt 
werden», sagt Urs Hess vorsich-
tig. Aber dann erklärt er, die No-
mination sei für ihn eine Ehre 
und das Amt bedeute eine «gros
se Aufgabe, der ich mit Respekt 
begegne». Der 55-jährige HTL-
Bauingenieur aus Pratteln soll 
am 24. Juni zum Vizepräsidenten 
des Landrats gewählt werden. 

Die SVP-Landratsfraktion schlägt Hess dem Ba-
selbieter Kantonsparlament als Kandidaten vor. 
Schafft er die Wahl, was anzunehmen ist, dürfte 
er ein Jahr später auf dem Präsidentensessel 
Platz nehmen und damit zum höchsten Basel-
bieter aufsteigen.

erfahrung aus Einwohnerrat. Hess sitzt seit 
sieben Jahren im Landrat. Er gehört dort der 
Bau- und Planungskommission und dem Rats-
büro an. Er kann bereits Erfahrungen als Parla-
mentsvorsitzender vorweisen: Von Juli 1997 bis 
Juni 1998 amtete er als Präsident des Prattler 
Einwohnerrats, dem er seit 1993 angehört. Auch 
nach seiner Wahl in den Landrat stellte er sich 
für den Einwohnerrat zur Verfügung, weil es 
wichtig sei, kommunale und kantonale Politik 
miteinander zu verbinden. Ob er nach der Wahl 
an die Spitze des Landrats im Einwohnerrat 
bleibt, lässt er offen: «Das ist noch weit weg.»

Die SVP habe aus einer Reihe von Bewerbern 
für das Vizepräsidium auswählen können, er-
klärt Fraktionspräsident Thomas de Courten. 
Die 21 Mitglieder starke SVP-Landratsfraktion 
habe sich einstimmig für Urs Hess entschieden. 
Hess besitze eine grosse parlamentarische Er-
fahrung und gehöre schon lange dem Ratsbüro 
an. Weil er stets mit klaren Überzeugungen für 
eine lösungsorientierte Politik eintrete, sei er im 
ganzen Parlament als Mensch und Politiker an-
erkannt. Hess brachte seine Haltung einmal so 
auf den Punkt: «Nicht das Parteibüchlein soll ge-
winnen, sondern die gescheiteste Lösung.»

Nach Fraktionsstärke. Die SVP konnte be-
reits im letzten Amtsjahr den Landratspräsiden-
ten stellen: Der SVP-Mann Peter Holinger war 
Amtsvorgänger des heutigen FDP-Ratspräsiden-
ten Hanspeter Frey, der am 24. Juni voraussicht-
lich von der Sozialdemokratin Beatrice Fuchs 
abgelöst wird. «Der Turnus bei der Bestellung 
des Ratspräsidiums und des Vizepräsidiums 
richtet sich so weit wie möglich nach der Stärke 
der Fraktionen», lautet die einschlägige Bestim-
mung im Landratsgesetz.

Die Landeskanzlei berechnet den Anspruch 
über mehrere Legislaturperioden hinweg. Als 
grösste Fraktionen kommen SP, SVP und FDP 
am häufigsten zum Handkuss. In der jüngeren 
Vergangenheit konnten auch die FDP und die SP 
wie jetzt die SVP innert drei Jahren zweimal das 
Präsidium besetzen. Die CVP als kleinere Frakti-
on musste sich dagegen sieben Jahre gedulden, 
bis sie wieder zum Zug kam, und die Grünen 
mussten sogar 14 Jahre warten. 

nachricht

Velofahrerin verunfallt 
wegen Autotüre
Muttenz. Eine Automobilistin hat 
am Donnerstag in Muttenz beim 
Öffnen der Fahrertüre eine von hin-
ten kommende Velofahrerin überse-
hen. Diese blieb mit dem Lenker ih-
res Fahrrads hängen und stürzte auf 
die Strasse. Die 42-jährige Radfah-
rerin wurde verletzt und musste mit 
der Ambulanz ins Spital eingewie-
sen werden, wie die Baselbieter Po-
lizei gestern mitteilte. Ereignet hatte 
sich der Unfall gegen 17.20 Uhr an 
der Lutzertstrasse, wo die 38-jähri-
ge Automobilistin eben am rechten 
Strassenrand parkiert hatte. SDA

Heimpflege braucht Zusatzmillionen
Gesundheitsdirektion legt dem Regierungsrat Alternativen zur umstrittenen Vorlage vor

Martin Brodbeck

Die Pflegefinanzierung des Bundes 
werde im Baselbiet zu Mehrkosten 
von zehn bis zwölf Millionen Franken 
führen, sagen Fachleute. Die Basel­
bieter Regierung rechnete mit  
2,3 Millionen. Jetzt geht sie über die  
Bücher.

Die Umsetzung der neuen Pflegefi-
nanzierung im Baselbiet tritt in die ent-
scheidende Runde. Noch vor der Som-
merpause wolle er der Regierung einen 
Variantenentscheid unterbreiten, sagt 
Regierungsrat Peter Zwick (CVP). Er 
wolle eine gute Pflegefinanzierung, be-
tont der Gesundheitsdirektor. Darum 
nehme er die Kritik am Vernehmlas-
sungsentwurf ernst. Tatsächlich war 
vor allem die Kritik der betroffenen 
Fachleute hart. So warf der Verband der 
Baselbieter Alters-, Pflege- und Betreu-
ungseinrichtungen (BAP) dem Kanton 
vor, seine Berechnungen «auf ungeeig-
nete oder falsche Zahlen zu stützen».

Mit der neuen Pflegefinanzierung 
muss die öffentliche Hand jene Pflege-
kosten bei der Langzeitpflege in Heimen 
oder Spitex übernehmen, die nicht 
durch Krankenkassen und Bewohner 
bezahlt werden. Damit wollte der Bun-
desgesetzgeber die selbstzahlenden 
Heimbewohner finanziell entlasten. 
Dies führt zu Mehrkosten für die öffent-
liche Hand. Die Baselbieter Regierung 
hat nun die Entgelte für die ab 1. Januar 
2011 neu geltenden zwölf Pflegestufen 
so tief angesetzt, dass für die Gemeinden 
nur eine Mehrbelastung von 2,3 Millio-
nen Franken resultieren würde. Andere 
Kantone, welche dieselbe Bundesvor-
schrift umsetzen müssen, sind zu ganz 
anderen Werten gekommen. Sogar der 
Kanton Glarus – mit 38 000 Einwohnern 
deutlich kleiner als das Baselbiet – rech-
net mit drei Millionen Franken Zusatz-
kosten. Basel-Stadt geht von 10,5 Millio-
nen aus, der Kanton Aargau von 46 Mil-

lionen. Doch jetzt kommt auch im Basel-
biet Bewegung in die verfahrene Situati-
on. Er werde der Kantonsregierung nicht 
einfach nur einen modifizierten Entwurf 
der Vernehmlassungsvorlage präsentie-
ren, sondern verschiedene Alternativen, 
sagt Zwick. Gemäss Informationen der 
BaZ stehen drei Varianten im Vorder-
grund: der Vernehmlassungsentwurf, 
eine mittlere Variante, die sich an den 
Vorgaben des eidgenössischen Preis-
überwachers orientiert, und eine Vari-
ante, welche die BAP-Forderungen auf-
nimmt.

Aufschrei der Gemeinden. Schon 
jetzt ist klar, dass die Pflegefinanzie-
rung mehrere Millionen Franken mehr 
kosten wird als bisher angenommen. 
Auch Zwick lässt durchblicken, dass die 
Pflegefinanzierung im Baselbiet die öf-

fentliche Hand teurer zu stehen kom-
men könnte. Die Zusatzkosten will er 
noch nicht exakt beziffern. Die Vorstel-
lungen des BAP allerdings «würden zu 
einem Aufschrei der Gemeinden füh-
ren», ist Zwick überzeugt. Grund: Die 
Gemeinden sind für die Finanzierung 
der Langzeitpflege verantwortlich.

In der Tat gehen die Vorstellungen 
von Kanton und BAP weit auseinander. 
BAP-Geschäftsführer Andi Meyer kann 
zwar auch keine exakte Zahl nennen. Er 
schätzt jedoch, dass sich die Mehrkos-
ten für die Pflegefinanzierung im Basel-
biet auf jährlich zehn bis zwölf Millio-
nen Franken belaufen werden.

Damit es nicht zum Aufschrei der 
Gemeinden kommen wird, schlägt der 
BAP einen neuen Finanzierungsschlüs-
sel vor. Weil der Kanton künftig weni-
ger Ergänzungsleistungen zahlen muss, 

sollen die Kosten neu zu zwei Dritteln 
vom Kanton übernommen werden. Re-
alistische Pflegeansätze seien notwen-
dig, betont Walter Bont, Geschäftsleiter 
des Prattler Alters- und Pflegeheims 
Madle. Sonst hätten die Heime nur zwei 
Auswege: die Pflegequalität zu senken 
oder die nicht gedeckten Kosten über 
die Betreuung – und damit auf Kosten 
der Heimbewohner – abzurechnen. 

Provisorium. Angesichts der ungelös-
ten Fragen herrscht hinter den Kulissen 
von Gesundheits- und Finanzdirektion 
hektische Betriebsamkeit. Es zeichnet 
sich ab, dass es für den 1. Januar noch 
keine definitive Lösung geben wird. Der 
Bund sieht eine dreijährige Übergangs-
frist vor. Aber er hat festgelegt, dass die 
Entlastung für die Bewohner keinen 
Aufschub duldet.

Entlastung. Gute 
Pflege ist nicht  
billig. Die Pflege­
finanzierung will 
selbstzahlende 
Heimbewohner  
unterstützen.
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Urs 
Hess.
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